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Zeit-Fragen, 14. Juni 2011 – Das Politbüro der EU-Kommissare treibt die Europäische 
Union systematisch von einem zuerst nur wirtschaftlichen Zusammenschluss demokra-
tischer europäischer Staaten zu einer nur noch scheindemokratischen (Dekorativ-Parla-
ment),  die  Mitgliedsländer  zentral  beherrschenden Diktatur  nach kommunistischem 
Vorbild (Zentralkomitee). 

Ursprünglich sollten alle Regelungen nur einstimmig beschlossen werden, um auch 
kleine Länder nicht  zu überrollen.  Inzwischen jedoch ist  dies  abgeschafft,  gilt  das 
Mehrheitsprinzip, so dass sogar große Länder überrollt werden können. 84 Prozent der 
Regelungen in den europäischen Mitgliedsländern kommen so – auch ungewollt – aus 
Brüssel, sind zwangsweise von den nationalen Parlamenten nur noch «umzusetzen», 
das heisst zu vollziehen.

Entsprechend hat der Vertrag von Lissabon auch die einzelnen Nationalstaaten inner-
halb der EU abgeschafft. Es gibt danach keine Nationen mehr, sondern nur noch «EU-
Bürger» in EU-Provinzen. Konsequenterweise hätten die nationalen Parlamente und 
Regierungen längst abgeschafft werden müssen, sind noch dekorativ vorhanden, aber 
haben immer weniger oder kaum noch substantielles, politisches Gewicht. 

Entsprechend hat die EU die Zuständigkeit für Wirtschaftsfragen immer mehr bis auf 
die persönlichen Bedingungen der Bürger ausgedehnt, sich inzwischen auch für den 
EU-inneren Einsatz eine EU-Truppe geschaffen, ist gerade dabei, ein EU-Außenamt 
mit 7.000 EU-Diplomaten zu schaffen, um damit sämtliche EU-Außenminister über-
flüssig zu machen, und strebt nun – wie EZB-Präsident Trichet verraten hat – auch Fi-
nanz- und Haushaltskompetenz über alle 27 Mitgliedsstaaten an, will  sie also auch 
noch ihres wichtigsten und grundsätzlichsten demokratischen Gestaltungsrechtes be-
rauben. 

Von Anfang an hat sich die EU immer stärker zu einer Umverteilungs- und Beste-
chungsmaschine entwickelt, welche Gelder der Mitgliedsländer einzog und damit nicht 
nur selbst immer mehr verbrauchte, sondern vor allem auch neue Länder durch Beste-
chungsleistungen zur Mitgliedschaft bewog und – wie die Türkei – schon im Vorfeld 
mit Zahlungen bedenkt, damit diese der EU beitreten und damit die Macht des Zentral-
komitees  vergrößern.  Alle  Mitgliedsländer  werden in  unterschiedlichem Masse  mit 
EU-Subventionen beglückt,  eigentlich um durch solche Umverteilung einen Wohl-
standsausgleich in der EU herbeizuführen. Tatsächlich sind aber die am Dauertropf der 
EU hängenden Nettoempfänger nicht stärker geworden, sondern haben sich an diese 
Dauersubventionen gewöhnt und ihre Ausgabeüppigkeiten immer stärker darauf einge-
richtet. 



Im Zeitraum 1976 – 2008 haben die Hauptempfängerländer folgende Leistungen emp-
fangen (in Milliarden Euro):

Spanien    157,5
Griechenland    133,5
Portugal    72
Irland    67,5
Gesamt    430,5

Davon war Deutschland mit Mehrbelastungen beteiligt:

Spanien    81
Griechenland    69
Portugal    37,5
Irland    39
Gesamt    226,5

Insgesamt haben Griechenland, Spanien,  Irland und Portugal von 1976 bis 2008 287 
Mia. Euro als Nettoleistungen von der EU im wesentlichen auf Kosten Deutschlands 
erhalten. 

Vergleicht man die wichtigsten Nettozahler und Nettoempfänger in der EU von 2004 
bis 2008, so war die Reihenfolge der Nettozahler:

Deutschland    31,4%
Frankreich    16,7%
Großbritannien    13,8%
Italien    12,1%
Niederlande    10,4%

Dem stehen als wichtigste Nettoempfänger gegenüber:

Griechenland    24,4%
Spanien    23,9%
Polen    15,5%
Portugal    12,7%
Irland     4,9%

20 Jahre Umverteilung hat also die Wirtschaftkraft der Empfängerländer relativ nicht 
verbessert, sondern sie sich offenbar an diesen Dauertropf gewöhnen lassen. Eigentlich 
hätten sie durch diese hohen Zuschüsse sich nicht auch noch zusätzlich verschulden 
müssen, haben aber über die Subventionszahlungen hinaus noch die gefährlichste Ver-
schuldung ihrer Haushalte in Kauf genommen. 

Dass Deutschland absolut und relativ der Hauptzahler der EU geworden und geblieben 
ist, war politisch gewollt und von deutschen Politikern offenbar auch geduldet, wäh-
rend z.B. Großbritannien durch Protest von Frau Thatcher seine Leistungen fast hal-
bieren und dadurch natürlich die deutschen Zahlungen erhöhen konnte. Auch Frank-
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reich hat seinen EU-Beiträgen entsprechend hohe Gegenleistungen angepasst und liegt 
dadurch im Nettobeitrag etwa halb so hoch wie Deutschland. Hätte Deutschland nur 
die normalen Nettobeiträge der anderen zu zahlen gehabt, hätte es z.B. von 1991 bis 
2008 nicht 145,9 Mia. Euro leisten müssen, sondern nur 84,8 Mia. Euro. Deutschland 
ist also in seiner Funktion als Zahlmeister gegenüber allen anderen Nettozahlern unan-
gemessen belastet worden, oder anders ausgedrückt: Die deutschen Politiker haben in 
ihrer Euro-Begeisterung oder aus Untertänigkeit hingenommen, dass Deutschland von 
Anfang an und zunehmend durch die anderen EU-Länder ausgeplündert wurde. Be-
gründet wurde dies immer mit den Exportüberschüssen Deutschlands, der guten Kon-
junktur  oder  den  gegenüber  Korruptionsstaaten  solideren  Staatsfinanzen.  Per  saldo 
bleibt jedenfalls: Die EU war immer schon eine Transferunion zu Lasten Deutsch-
lands; Deutschland ist tributpflichtig für die wachsenden Zahlungsbedürfnisse der EU 
der meisten europäischen Mitgliedsländer. 

Die  subventionierten EU-Mitgliedsstaaten haben sich aber  nicht  mit  den jährlichen 
Subventionen aus den soliden Staaten – insbesondere Deutschlands – begnügt, sondern 
darüber hinaus sich auch noch kräftiger verschuldet als die Geberstaaten.  Während 
2010 die gesamte Euro-Zone im Durchschnitt mit 85% ihrer Wirtschaftsleistung (BIP) 
verschuldet war (Deutschland 2% darunter), schaffte es Griechenland auf 143%, Irland 
auf 96% und Portugal auf 93%. Der kriminelle Schuldenstand war für Griechenland 
329 Mia. Euro, für Irland 148 Mia. Euro und für Portugal 161 Mia. Euro. 

Dass die Schuldnerstaaten überhaupt so hohe Schulden auftürmen konnten, hing mit 
dem gemeinsamen Euro zusammen, der als Gemeinschaftswährung den Mitgliedslän-
dern Verschuldung in dieser gemeinsamen Währung erlaubte, auch wenn nach allen 
europäischen  Verträgen  keine  Gemeinschaftshaftung  für  solche  Einzelschulden  der 
Länder  galt  (No-bail-out-Klausel).  Die  internationalen  Zockerbanken hatten  jedoch 
längst darauf gezählt, dass sie auch mit leichtsinnigen Krediten an die Schuldnerländer 
nicht allein stehen, sondern durch die Macht ihrer Hochfinanz über die US-Regierung, 
die Macht der US-Regierung über die EU-Kommission sowie die Macht der EU-Kom-
mission über die Mitgliedsländer im Notfall Hilfe bekämen. Tatsächlich hat dann in 
der US-Immobilienkrise 2008 der damalige US-Finanzminister und ehemals während 
10 Jahren Goldman-Sachs-Präsident Paulson für verzockte Kredite der US-Großban-
ken Staatshaftung in nie gekannter Größenordnung (700 Mia. Dollar) übernommen 
und die europäischen Satellitenstaaten zu gleicher Staatshaftung für die überschuldeten 
Banken in Europa und den USA gezwungen, so dass die private Bankenüberschuldung 
zur Staatsüberschuldung wurde. 

Als dann die große Dollarflutung der FED das Vertrauen in diese Währung weltweit 
zerstörte und statt des notwendigen Dollar-Zuflusses von 2 Milliarden täglich ein Dol-
lar-Abfluss vor allem in den Euro die Zahlungsfähigkeit der USA bedrohte,  wurde 
durch Down-Rating von Griechenland dessen Refinanzierungsmöglichkeiten und Zah-
lungsfähigkeit gefährdet. 

Auf  Betreiben  der  EU-Kommission,  die  darin  eine  willkommene  Gelegenheit  zur 
Übernahme der Finanzhoheit über die Länder sah, wurden angebliche «Rettungsschir-
me» in Höhe von zuerst 440 Mia. Euro, 2011 auf 700 Mia. Euro erhöht, geschnürt, um 
angeblich den griechischen, irischen und portugiesischen Staatsbankrott sowie denje-
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nigen  anderer  Länder  zu  verhüten,  in  Wirklichkeit  aber,  um  den  internationalen 
Zockerbanken die Abschreibung ihrer an Griechenland unter anderem leichtsinnig ver-
gebenen Kredite zu ersparen. Eine private Beteiligung an dem Hilfspaket war nämlich 
nicht vorgesehen. 

Mit der gemeinsamen Hilfe und Haftung der europäischen Mitgliedsländer untereinan-
der, die vor allem eine Haftung und Zahlung Deutschlands ist, ist aber das Ziel der 
strippenziehenden US-Hochfinanz und der am gleichen Strang ziehenden Brüsseler 
Kommission noch nicht erreicht. Vor allem letztere kämpft bereits offen für eine Zah-
lungsübernahme  der  wenigen  starken  Länder,  insbesondere  Deutschlands,  für  die 
Schulden der unsoliden europäischen Schuldnerländer. Da letztere auch in der Mehr-
heit sind, ist dies in Brüssel auch durchsetzbar, obwohl es verfassungswidrig ist:

•   Eine Haftungs- oder Schuldenunion ist nach allen Europa-Verträgen ausgeschlos-
sen. Das Brüsseler Politbüro betreibt also damit bewusst Euro-Verfassungsbruch.

•   Auch  nach  deutschem  Verfassungsrecht  ist  es  nicht  zulässig,  die  Haftung  und 
Schulden anderer Länder grundsätzlich und dauerhaft zu übernehmen. Die deut-
sche Regierung begeht also ebenfalls nationalen Verfassungsbruch.

•   Transfer-, Haftungs- und Schuldenunion bedeuten – wie Trichet kürzlich mit Recht 
betont hat – das Ende der innerstaatlichen Finanzhoheit der Mitgliedsländer und 
eine neue Oberfinanzhoheit des EU-Politbüros. Damit ist im Gegensatz zu allen 
demokratischen Verfassungen das letzte und wichtigste demokratische Souveräni-
tätsrecht zentralisiert worden. 

•   Die Mitgliedsländer haben damit sämtliche demokratischen Mitwirkungsrechte und 
ihre Souveränität an das Brüsseler Zentralkommissariat verloren, welches seiner-
seits  nicht  demokratisch gewählt,  auch nicht  demokratisch  kontrolliert,  sondern 
von internationalen Finanznetzwerken ferngelenkt wird.

Das ist das Ende des «ewigen Demokratiegebotes» unseres Grundgesetzes, unserer na-
tionalen Souveränität und der Mitwirkungsmöglichkeiten der Bürger für mehr als 80% 
aller Regelungen, die sie betreffen.

Letztlich aber dient die Transfer-, Haftungs- und Schuldenunion dazu, das teuflische 
Spiel  der  Bankenzockerei  mit  faulen  Krediten,  faulen  Finanzprodukten  und faulen 
Währungen fortzusetzen und die Täter nicht selbst dafür in Haftung nehmen zu kön-
nen, sondern alle Risiken auf die Mitgliedsländer und ihre Bürger zu sozialisieren. Mit 
anderen Worten werden die  Spielschulden der  unsoliden Zockerbanken zuerst  ver-
staatlicht und dann die Pleiteländer mit den soliden zu Gesamtschuldnern zusammen-
gebunden, so dass aus den Schulden Griechenlands, Portugals, Irlands oder Spaniens 
nun deutsche Direktschulden werden, nur um den internationalen Banken ihre Kredite 
zu erhalten. 

Mit dieser Haftungs- und Verschuldungsunion haben die internationalen Banken einen 
Sprengsatz unter das Euro-System gelegt: Zwar kann die Einzelschuld eines Landes 
durch Haftungs- und Schuldenübernahme zur Gesamtschuld vieler Länder vergrößert 
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und damit die Zahlungsunfähigkeit  eines Landes einmal oder mehrmals vorüberge-
hend verhindert werden; die Hoffnung ist jedoch trügerisch, dass überschuldete, un-
produktive, lange über ihrer Verhältnisse gelebt habende Euro-Länder nun durch Spa-
ren wieder gesunden könnten. Vielmehr hat man wie bei einer Seuche den Virus nur 
weitergereicht, auf alle übertragen und statt kleinerer Einzellösungen eine Generalbe-
reinigung notwendig gemacht. Diese kann wie in den USA zunächst noch durch weite-
re Geldflutung und steigende Inflation herausgeschoben werden, wird aber immer in 
eine Währungsreform münden.

Für die deutschen Bürger ist damit klar: Die internationalen Bankster, die betrügeri-
sche griechische Politik, unsere eigene Regierung Merkel unter Zustimmung von Rot 
und Grün sowie das Zentralkomitee in Brüssel haben unter mehrfachem Verfassungs-
bruch unseren deutschen Wohlstand verspielt, die Währungsreform wird 

•   viele Bürger verarmen lassen,

•   viele Firmen, Arbeitsplätze und Arbeitseinkommen kosten,

•   deswegen auch sinkende Steuern und Sozialabgaben bringen, die wiederum dras-
tisch sinkende Sozialleistungen, Renten und öffentliche Gehälter erzwingen wer-
den.

Es tröstet nicht, dass dieser Zusammenbruch nun alle europäischen Staaten tref-
fen wird – die  USA möglicherweise  schon früher.  Jedenfalls  wird damit  die 
größte Wohlstandsphase – wenn auch Scheinblüte – des deutschen Volkes en-
den. Mit diesem Zusammenbruch werden allerdings auch wohl die heute noch 
herrschenden Parteien vom Wähler verjagt und die gesellschaftliche Umwälzung 
nicht ohne bürgerkriegsähnliche Unruhen vollzogen werden.

Diese internationalen Bankster und die dem Brüsseler Politbüro gehorsame Regierung 
mit ihren grünen und roten Helfern hat uns ohne Not in private (Banken-) und fremd-
staatliche Finanzkrisen hineingezogen und dem deutschen Volk damit – entgegen ih-
rem Amtseid – mehr geschadet als jede vor ihr.
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